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§215

Mehrere Staatsanwälte und Verteidiger
In der Hauptverhandlung können mehrere Staatsan­

wälte und mehrere Verteidiger mitwirken. Das gleiche 
gilt für die Teilnahme gesellschaftlicher Ankläger und 
gesellschaftlicher Verteidiger.

§216
Anwesenheitspflicht

(1) Der Angeklagte darf sich aus der Verhandlung 
nicht entfernen. Der Vorsitzende kann die geeigneten 
Maßregeln treffen, um die Entfernung zu verhindern; 
er kann den Angeklagten insbesondere während einer 
Unterbrechung der Verhandlung in Gewahrsam halten 
lassen.

(2) In Fällen der notwendigen Verteidigung (§§ 63, 72) 
darf sich der Verteidiger nur mit Zustimmung des Ge­
richts und wenn seine Vertretung gewährleistet ist, aus 
der Hauptverhandlung entfernen.

(3) Entfernt sich der Angeklagte oder bleibt er bei 
der Fortsetzung einer unterbrochenen Hauptverhand­
lung aus, kann diese in seiner Abwesenheit zu Ende 
geführt werden, wenn er schon zur Person und zur 
Sache vernommen war und das Gericht seine Anwesen­
heit nicht für erforderlich hält.

§ 217
Anberaumung einer neuen Hauptverhandlung

(1) Ist die Ladungsfrist nicht eingehalten, kann der 
Angeklagte die Anberaumung eines neuen Hauptver­
handlungstermins beantragen. Er ist auf dieses Recht 
hinzuweisen.

(2) Eine Verhinderung des Verteidigers gibt dem An­
geklagten das Recht, die Anberaumung einer neuen 
Hauptverhandlung zu beantragen. Im übrigen gilt § 65.

(3) Bei Nichterscheinen des gesellschaftlichen Anklä­
gers oder des gesellschaftlichen Verteidigers hat das 
Gericht die Notwendigkeit der Anberaumung einer 
neuen Hauptverhandlung unter Berücksichtigung der 
Bedeutung der Strafsache, der exakten Feststellung der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit und der gesellschaft­
lichen Wirksamkeit zu prüfen.

(4) Über Anträge auf Anberaumung einer neuen 
Hauptverhandlung entscheidet das Gericht.

§218
Unterbrechung der Hauptverhandlung

(1) Eine bereits begonnene Hauptverhandlung kann 
unterbrochen werden.

(2) Kürzere Unterbrechungen innerhalb eines Ver­
handlungstages oder bis zum folgenden Wochentag ord­
net der Vorsitzende an. Längere Unterbrechungen be­
schließt das Gericht.

(3) Die Unterbrechung einer Hauptverhandlung darf 
nicht länger als insgesamt zehn Tage dauern; dabei blei­
ben Unterbrechungen bis zu drei Tagen unberücksich­
tigt. Anderenfalls ist die Hauptverhandlung neu zu be­
ginnen.

§219
Verbindung von Strafsachen

Das Gericht kann die Verbindung mehrerer bei ihm 
anhängigen Strafsachen zur gleichzeitigen Verhandlung 
anordnen, wenn dies zweckmäßig ist. Ein Zusammen­
hang der im § 165 bezeichneten Art ist nicht erforder­
lich, jedoch ist § 167 zu beachten.

Gang der Hauptverhandlung

§ 220

Leitung der Hauptverhandlung
(1) Das Gericht hat zur allseitigen Aufklärung der 

Straftat, ihrer Ursachen und Bedingungen und der Per­
sönlichkeit des Angeklagten als Voraussetzung für die 
Feststellung seiner strafrechtlichen Verantwortlichkeit, 
einer gerechten Entscheidung und der gesellschaftlichen 
Wirksamkeit die Hauptverhandlung so zu leiten, daß 
dadurch das Vertrauen der Bürger zu ihrem Staat und 
ihre Mitwirkung zur Erziehung und Selbsterziehung 
des straffällig gewordenen Bürgers und zur Verhütung 
weiterer Straftaten gefördert wird.

(2) Die Leitung der Verhandlung, die Vernehmung 
des Angeklagten und die Aufnahme weiterer Beweise 
ist Sache des Vorsitzenden. Er hat dafür zu sorgen, daß 
die Würde der Bürger und das Ansehen des Gerichts 
durch alle Prozeßbeteiligten gewahrt werden. Personen, 
die die Ordnung stören, kann der Vorsitzende aus dem 
Verhandlungsraum weisen.

(3) Wird eine im Rahmen der Verhandlungsleitung 
getroffene Anordnung des Vorsitzenden von einem Be­
teiligten beanstandet, entscheidet das Gericht.

(4) Das Gericht kann gegen Personen, die die Würde 
des Gerichts verletzen, eine Ordnungsstrafe festsetzen.

§ 2 2 1

Beginn der Hauptverhandlung
(1) Die Hauptverhandlung beginnt mit dem Aufruf 

des Angeklagten, der Zeugen und Sachverständigen.
(2) Der Vorsitzende gibt die Namen der Richter, 

Schöffen, des Staatsanwalts, des Verteidigers, des ge­
sellschaftlichen Anklägers, des gesellschaftlichen Vertei­
digers und des Protokollführers bekannt. Er fordert die 
erschienenen Zeugen auf, bis zu ihrer Vernehmung den 
Sitzungssaal zu verlassen. Der Vertreter eines Kollek­
tivs hat das Recht auf ununterbrochene Anwesenheit in 
der Hauptverhandlung.

(3) Hieran schließt sich die Feststellung der Persona­
lien des Angeklagten (§ 106).

(4) Alsdann trägt der Staatsanwalt den wesentlichen 
Inhalt der Anklage vor.

(5) Anschließend wird der Beschluß über die Eröff­
nung des Hauptverfahrens verlesen.

§222

Inhalt und Umfang der Beweisaufnahme
(1) Das Gericht ist verpflichtet, als Grundlage seiner 

Entscheidung über die strafrechtliche Verantwortlich­
keit des Angeklagten, die Art und Weise der Begehung 
der Straftat, ihre Ursachen und Bedingungen, den ent­
standenen Schaden, die Persönlichkeit des Angeklagten, 
seine Beweggründe, die Art und Schwere seiner Schuld,


